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in Folge des Abbaus dar. 

Auch deswegen lehnen die 

meisten Gemeinden die Un-

tersuchungsarbeiten in ihrem 

Katastergebiet strikt ab. Die 

Bewohner von 27 Gemeinden 

der betroffenen Gebiete ver-

kündeten in Gebietsreferen-

den, in denen die durch-

schnittliche Beteiligung bei 73 

Prozent lag, ein klares Nein 

zum Atommüll-Endlager. Das 

half ihnen aber nichts. Die 

Bürgermeister beschweren 

sich, dass der Staat mit ihnen 

aus einer Position der Stärke 

heraus verhandelt und sie 

nicht als gleichwertige Partner 

wahrnehme. In einer gemein-

samen Erklärung vom April 

2015 verlangen die Bürger-

meister die Verabschiedung 

eines speziellen Gesetzes, das 

die Position der Gemeinden 

auf ein im Ausland übliches 

Niveau anheben würde. Die 

Gemeinden haben jetzt bei der 

Entscheidung über die Unter-

suchungsarbeiten kein Veto-

Recht und sie haben sogar 

keine Möglichkeit, die Gelder 

abzulehnen, die ihnen der 

Staat dafür als Entschädigung 

schickt. 

Eine andere Möglichkeit des 

Umgangs mit dem radioakti-

ven Abfall als seine Lagerung 

tief in der Erde habe sich auch 

nicht nach Dutzenden von 

Jahren der Forschung als rea-

listisch gezeigt, meint Siska. 

Deshalb gebe es die Regelung, 

dass sich jeder Staat um sei-

nen Atomabfall selbst küm-

mern soll. Den weitesten Weg 

habe bis jetzt Finnland zu-

rückgelegt, das als erstes Land 

weltweit Ende 2015 den Bau 

eines Atommüll-Endlagers ge-

nehmigt hat. Es soll in Olkilu-

oto entstehen, an der Westküs-

te Finnlands, und in der Nähe 

des Atomkraftwerks mit glei-

chem Namen, 25 Kilometer 

von der nächsten Stadt ent-

fernt. Die meisten Länder 

müssten dagegen in dichter 

besiedelten Regionen suchen, 

wo sich die Menschen weh-

ren, ähnlich wie in Tschechi-

en, schreibt Siska. Und fast 

überall seien sich die Gemein-

den gleich einig. Zum Beispiel 

habe sich in der Schweiz die 

Endlagersuche auf zwei Orte 

eingeschränkt, einer davon be-

finde sich sogar am nördlichen 

Rand von Zürich. Wie im Ok-

tober 2015 das Schweizeri-

sche Bundesamt für Energie-

wirtschaft mitteilte, sind auch 

hier in dieser Phase die Ge-

meinden keine gleichberech-

tigten Teilnehmer am Verfah-

ren. Über den Bau des Atom-

müll-Endlagers sollen die 

Bundesregierung und das Par-

lament entscheiden. Erst dann 

könnte ein Referendum statt-

finden, informierte die Behör-

de.  

Ein Veto-Recht haben Ge-

meinden auch in anderen Staa-

ten nicht. Trotzdem seien sich 

die demokratischen Politiker 

bewusst, dass man solch eine 

kontroverse Angelegenheit 

nicht mit Gewalt gegen den 

Willen der Bewohner durch-

setzen darf, meint Siska. Des-

halb bleibe ihnen nichts ande-

res übrig, als eine Atmosphäre 

zu schaffen, in der die Men-

schen freiwillig die Verant-

wortung übernehmen für et-

was, das sie zwar nicht verur-

sacht haben, woran sie aber 

einen Anteil als Bürger tragen. 

Der Atomabfall existiere und 

obwohl ihn niemand hinter 

seinem Haus haben will, müs-

se er irgendwo gelagert wer-

den.  

 
Atommüll 
 

Split als Ent-
schuldigung für 
erhöhte Strah-
lenbelastung in 
Gorleben 
 
Die Gesellschaft für Nuklear-

service (GNS) hat unlängst ih-

ren Jahresbericht veröffent-

licht und behauptet, dass von 

den atomaren Zwischenlagern 

in Gorleben keine Gefahr aus-

geht. Seit Einlagerung der 

Castoren wird am Zaun in der 

Nähe der Castorhalle erhöhte 

Gammastrahlung und erhöhte 

Neutronenstrahlung gemes-

sen, wendet die Bürgerinitia-

tive Umweltschutz Lüchow-

Dannenberg e.V. (BI) dagegen 

ein. Von diesen erhöhten Wer-

ten werden die natürlichen 

Gammastrahlungsanteile ab-

gezogen, um die Strahlendosis 

zu ermitteln, die vom Zwi-

schenlager ausgeht. Seit 2011 

hat die GNS Probleme nach-

zuweisen, dass der erlaubte 

Grenzwert von 0,3 Millisie-

vert (mSv) pro Jahr am Zaun 

eingehalten wird. So erklärte 

man bereits im Überwa-

chungsbericht 2011 die erhöh-

te Gammastrahlung am Zaun 

in der Nähe der Castorhalle 

als natürliche Strahlung aus 

dem Schotter der Wegbefesti-

gung, so dass nur noch der 

Neutronenanteil an der Ge-

samtdosis gezählt werden soll-

te. Hiermit erreichte man die 

Feststellung, dass man unter 

dem Grenzwert liege. Strah-

lentelex hatte damals ausführ-

lich berichtet. [1] 

Die Fachgruppe Radioaktivi-

tät der Bürgerinitiative Um-

weltschutz Lüchow-Dannenberg 

hatte damals bereits erhebli-

che Zweifel an dieser Vorge-

hensweise angemeldet. Die 

Zweifel wurden auch nicht be-

seitigt durch Messungen der 

Physikalisch-Technischen Bun-

desanstalt, da messtechnisch 

nicht unterschieden wurde 

zwischen natürlicher Unter-

grundstrahlung und der Gam-

ma-Strahlung, die vom Cas-

torlager ausgeht. 

Im vorigen Jahr (2015) wurde 

der Weg am Zaun erneuert 

und granithaltiger Split zum 

Verfüllen der Rasengitterstei-

ne verwendet. Dieser Split 

wird von der GNS im aktuel-

len Überwachungsbericht wie-

der angeführt, um die erhöhte 

Gammastrahlung am Zaun in 

der Nähe der Castorhalle auf 

Null herunterzurechnen. 

„Es ist für uns unverständlich, 

warum wiederum schwach ra-

dioaktives Split-Material ein-

gebracht wurde, anstatt den 

Weg vollständig zu sanieren 

und unverdächtiges Material 

auszubringen“, sagte Volker 

Schürg seitens der BI-

Fachgruppe. Wenn man die 

natürliche Gammadosis, wie 

sie die GNS am südlichen 

Zaun des Zwischenlagers 

misst und wie sie auch durch 

die IMIS-Messstellen in Gor-

leben und Trebel bestätigt 

werden, zu Grunde legt, dann 

betrage die Gesamtdosis am 

Zaun in der Nähe der Castor-

halle 0,35 mSv/Jahr. Nach 

Auffassung der BI ist der 

Grenzwert von 0,3 mSv/Jahr 

also immer noch deutlich 

überschritten. 

1. Atommüll-Lager Gorleben: 

Greenpeace deckt falsche Be-

rechnungen bei Strahlenmessun-

gen auf,  Strahlentelex 596-597 v. 

3.11.2011, S. 9-10 

http://www.strahlentelex.de/Stx_

11_596_S09-10.pdf   

 
Mülldeponien 
 

Giftschlamm-
grube in 
Sachsen-Anhalt 
ist undicht 
 
Aus der Giftschlamm-Grube 

von Brüchau, dem sogenann-

ten Silbersee in Sachsen-

Anhalt, treten Schadstoffe aus. 

Chlorid, Radium und Queck-

silber wurden im Grundwasser 

nachgewiesen. Die Grube ist 

nicht dicht, so Recherchen des 

MDR-Magazins „exakt“. 

Bestätigt wurde das auch 

durch einen Laborversuch an 

der Leipziger Hochschule für 

Technik, Wirtschaft und Kul-

tur (HTWK), berichtete MDR-

exakt in seiner Sendung am 6. 

April 2016. Der Deponiebau-

experte Prof. Said Al-Akel 

hält die Bodenbeschaffenheit 

der isolierenden Lehmschicht 

unter der Deponie für proble-

matisch. Bei Kontakt mit Säu-

ren, die in großen Mengen 

vorhanden sind, entstünden in 

dem kalkhaltigen Lehm Hohl-

räume. „Diese Hohlräume tra-

gen dazu bei, dass kontami-

niertes Wasser aus dem Depo-

niekörper entweichen kann. 

Das heißt: die Grube ist nicht 

dicht“, sagte Prof. Said Al-

Akel MDR-exakt. 

http://www.strahlentelex.de/Stx_11_596_S09-10.pdf
http://www.strahlentelex.de/Stx_11_596_S09-10.pdf

